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Im Rahmen der Plenartagung am 28./29. April 2010 erläuterte Maroš ŠEFČOVIČ, für inter​institutionelle Beziehungen und Verwaltung zuständiger Vizepräsident der Europäischen Kommis​sion, am Mittwoch, den 28. April das Arbeitsprogramm der Kommission. Außerdem äußerte sich Dacian CIOLOŞ, für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung zuständiges Mitglied der Europäi​schen Kommission, zu der Zukunft der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2013.

Es wurden folgende Stellungnahmen verabschiedet:

1. GEMEINSAME AGRARPOLITIK

· Das gemeinschaftliche Agrarmodell: Produktionsqualität und Verbrau​cherkommunikation als Elemente der Wettbewerbsfähigkeit
Berichterstatter: Carlos TRÍAS PINTO (Verschiedene Interessen - ES)

Referenz: Sondierungsstellungnahme - CESE 649/2010

Kernaussagen:

Der EWSA hat bereits wiederholt sein Engagement für eine nachhaltige Entwicklung als Weg zu einer ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Weiterentwicklung der Europäischen Union be​kräftigt. Durch dieses Engagement kann das europäische Agrarmodell gestärkt werden. Dabei wäre das derzeitige Qualitätskonzept, bei dem grundsätzlich die klassischen Qualitätsaspekte des Produkts selbst (Geschmack, Erscheinungsbild, Größe usw.) Vorrang haben, zu überarbeiten und auf andere Kriterien im Zusammenhang mit dem Produktionsumfeld abzustellen, wie soziale, ökologische und tierschützerische Aspekte.

In diesem neuen Rahmen der Gesamtqualität könnten sich die europäischen Produkte von denen aus anderen Erzeugerländern abheben, da erstere aufgrund der im Vergleich wesentlich strengeren Vorschriften der EU und ihrer Mitgliedstaaten bereits jetzt viele der genannten Aspekte erfüllen. Das Problem besteht darin, dass dem Verbraucher die einer Regelung unterliegenden Aspekte zumeist nicht bekannt sind, weshalb er sie bei seiner Kaufentscheidung nicht berücksichtigt, besonders wenn der Zweifel am Wahrheitsgehalt der Angaben hat.

Bisher hatte der Verbraucher als Hauptquelle für Informationen über ein Produkt das Etikett. Dieses spielt zwar für die Transparenz der Angaben eine maßgebliche Rolle, die freiwilligen bzw. obligatori​schen Angaben auf dieser kleinen Fläche werden jedoch immer umfassender, wodurch die Lesbarkeit der Aussagen und ihr Verständnis erschwert werden kann.

Außerdem gilt für Agrarprodukte eine Besonderheit: ihr häufiger Wechsel in den Regalen, der sowohl durch die Saisonalität der Produkte als auch durch die Variabilität des Lieferanten im Laufe des Jahres oder sogar der Saison gegeben ist.

Vor diesem Hintergrund schlägt der EWSA vor, das Potenzial der IKT zur Verbesserung der Verbraucherinformation zu untersuchen, insbesondere diejenigen, die für den Kaufakt nützlich sein können, da die Verbraucher die Kaufentscheidung zumeist vor dem Regal treffen.

Ansprechpartner: Arturo Iñiguez

(Tel.: 00 32 2 546 87 68 – E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

· Stärkung des europäischen Modells der Nahrungsmittelerzeugung
Berichterstatter: José María ESPUNY MOYANO (Arbeitgeber - ES)

Mitberichterstatter: Carlos TRÍAS PINTO (Verschiedene Interessen - ES)

Referenz: Sondierungsstellungnahme - CESE 648/2010

Kernaussagen:

Das europäische Modell der Nahrungsmittelerzeugung baut klar auf dem Konzept der Nachhaltig​keit auf, das deren drei Aspekten Rechnung trägt: dem wirtschaftlichen, dem ökologischen und dem sozialen. So wurden in den letzten Jahren und insbesondere bei der letzten Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik weitreichende Rechtsvorschriften u.a. in folgenden wichtigen Berei​chen aufgenommen:

· Verbesserung von Lebensmittelsicherheit und Rückverfolgbarkeit;

· Regelung der biologisch-ökologischen Erzeugung, der integrierten Erzeugung, umweltfreund​licherer Methoden und des Umweltschutzes im Allgemeinen;

· Anwendung verschiedener Tierschutzbestimmungen in allen Produktionsbereichen;

· Bekräftigung von Sozial- und Arbeitnehmerschutzbestimmungen.

Die Verwirklichung dieses Modells verlangte und verlangt jedoch erhebliche Anstrengungen von​seiten der Marktteilnehmer der Gemeinschaft, sowohl in der Agrarerzeugung als auch in der Weiter​verarbeitung. Daher ist es nicht begreiflich, dass in seiner praktischen Anwendung Schwachstellen bestehen, die letztlich seine Existenz bedrohen können.

Die erste Schwachstelle ist im Bereich der Lebensmittelsicherheit und der Einhaltung der gemein​schaftlichen Normen durch importierte Nahrungsmittel, Futtermittel, Tiere und Pflanzen zu kon​statieren. Europa hat selbst die Erfahrung gemacht, dass die Gesundheit sowohl der Verbraucher als auch der Tiere und Pflanzen auf einem hohen Niveau geschützt werden muss. Dies führte zur Einführung neuer Standards mit dem Inkrafttreten der Verordnung Nr. 178/2002, in der allgemeine Grundsätze des gemeinschaftlichen Lebensmittelrechts festgelegt wurden. Der Gesetzgeber beschränkte sich jedoch auf die Regelung der Pflichten der gemeinschaftlichen Marktteilnehmer und vernachlässigte die Anforderungen an Importware. Heute ist nach Angaben der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) mehr als ein Drittel der im Binnenmarkt registrierten Lebensmittelwarnungen auf einen Ursprung außerhalb der EU zurückzuführen.

Das zweite Problem, dem sich Erzeuger und Verarbeitungsbetriebe der Gemeinschaft gegenüber​sehen, ist, dass diese Unausgewogenheit im Binnenmarkt letztlich ihre Wettbewerbsfähigkeit gegen​über Importprodukten verschlechtert. Die Anforderungen unseres eigenen Modells erhöhen erheblich die Produktionskosten.

Ansprechpartner:
Arturo Iñiguez

(Tel.: 00 32 2 546 87 68 - E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

2. GEMEINSAME FISCHEREIPOLITIK

· Grünbuch - Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik
Berichterstatterin: María Candelas SÁNCHEZ MIGUEL (Arbeitnehmer - ES)

Referenz: KOM(2009) 163 endg. - CESE 645/2010

Kernaussagen:

Die wichtigste Schlussfolgerung aus dem Grünbuch der Europäischen Kommission zur Reform der gemeinsamen Fischereipolitik lautet, dass es nicht gelungen ist, die bei der letzten GFP-Reform 2002 festgestellten Probleme in diesem Bereich zu lösen. Die vorgenommenen Änderungen haben in den Problembereichen Überkapazität der Fangflotten, Überfischung der Bestände und Rückgang der Fangmengen keine sichtbaren Auswirkungen gehabt. Die Kommission weist nachdrücklich darauf hin, dass durch den neuen Vorschlag das "Stückwerk und die kleinen Schritte" der früheren Reformen nachgebessert werden soll.

Der EWSA empfiehlt, dass die jeweils getroffenen Maßnahmen der Sicherung der Beschäftigung und des territorialen Zusammenhalts dienen und dass die strategischen Ziele ein ausgewogenes Verhältnis zwischen der wirtschaftlichen, der sozialen und der ökologischen Säule wahren, wobei auf allen Stu​fen der Fischversorgungskette ein verantwortungsbewusstes und nachhaltiges Verhalten garantiert und gefördert werden muss.

Zu den Aspekten, die bei der künftigen Reform der GFP stärkere Beachtung finden sollten, gehören u.a.:

· die Einführung einer differenzierten Fischereiregelung zum Schutz der handwerklichen Fische​rei;

· die Einführung von sozialen Maßnahmen, durch die die Arbeitsbedingungen der Fischer harmo​nisiert werden;

· die Verbesserung der Bedingungen auf dem Markt und der Praktiken im Handel;

· die Komplementarität mit der EU-Meeresschutzpolitik, wodurch auch die für die Fischereipoli​tik nutzbare Forschung ausgebaut und verbessert wird;

· die vollständige Einbindung der GFP in die internationalen Organisationen (UNO, FAO).

Ansprechpartner: Arturo Iñiguez

(Tel.: 00 32 2 546 87 68 – E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

· Nachhaltige Zukunft für die Aquakultur
Berichterstatter: José María ESPUNY MOYANO (Arbeitgeber - ES)

Referenz: KOM(2009) 162 endg. - CESE 646/2010

Kernaussagen:

Der EWSA bringt seine Sorge zum Ausdruck, dass die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Aqua​kultur von einem unangemessenen Rechtsrahmen eingeschränkt wird. Die europäische Aquakultur muss zu einem nachhaltigen Wachstum zurückkehren, um der Nachfrage nach nahrhaften, gesunden und sicheren aquatischen Erzeugnissen entsprechen zu können.

Angesichts der zunehmenden Verdichtung der Küstengebiete sollte nach Synergieeffekten zwischen miteinander kompatiblen Aktivitäten einschließlich des Umweltschutzes gesucht werden. Die gegen​wärtige Stagnation der Aquakultur in der EU ist u.a. der Tatsache geschuldet, dass nur eine geringe Fläche für Aquakulturnutzung ausgewiesen wird. Der EWSA empfiehlt, die Verfahren zur Erteilung von Genehmigungen und Konzessionen für Aquakulturfarmen zu verbessern und zu erleichtern. Ebenso sollten die Bearbeitungsverfahren verein​facht und beschleunigt werden, um die Wartezeiten zu verkürzen.

Der EWSA bemängelt, dass die derzeitige Kennzeichnung aquatischer Erzeugnisse im Einzelhandel unzureichend ist, wodurch die Verbraucher nicht in der Lage sind, verantwortliche und bewusste Kaufentscheidungen zu treffen. So ist es für die Verbraucher z.B. schwierig, aus der EU stammende aquatische Erzeugnisse von Importware oder auch frische von aufgetauter Tiefkühlware zu unter​scheiden.

Der EWSA sieht mit Sorge, dass die importierten aquatischen Erzeugnisse nicht den Gesundheits​standards der EU entsprechen. Besonders besorgniserregend sind die unterschiedlichen Anforde​rungen an die Rückverfolgbarkeit, die für die Lebensmittelsicherheit von wesentlicher Bedeutung ist.

Ansprechpartner: Arturo Iñiguez Yuste

(Tel.: 00 32 2 546 87 68 - E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

3. NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

· Das BIP und mehr - Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel
Berichterstatter: Josef ZBOŘIL (Arbeitgeber - CZ)

Referenz: KOM(2009) 433 endg. - CESE 647/2010

Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt die Mitteilung der Europäischen Kommission und die darin vorgeschlagenen Initiativen. Er betont, dass wir erst am Beginn eines langen Weges stehen und die Wahl der richtigen Instrumente und Messgrößen sowie deren Berücksichtigung bei der Steuerung der wichtigsten Maßnahmen und Strategien kein leichtes Unterfangen sein wird.

Die Ausarbeitung eines umfassenden Index für die Lebensqualität und den sozialen Zusammenhalt wird sich schwierig gestalten. Die Europäische Kommission sollte diesen Bereich als Nadelöhr des gesamten Vorhabens erkennen und rasch Pilotprojekte auf den Weg bringen.

Der Ausschuss begrüßt außerdem die Anstrengungen der Europäischen Kommission, die volkswirt​schaftlichen Gesamtrechnungen auf ökologische und soziale Aspekte auszudehnen. Anfang 2010 soll ein Vorschlag für einen Rechtsrahmen für die umweltökologische Gesamtrechnung vorliegen. Die in den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen bereits verfügbaren sozialen Indikatoren werden noch nicht voll genutzt. Der Ausschuss ist bereit, zur Bewertung der grundlegenden Veränderungen beizutragen und ihre Akzeptanz in der Zivilgesellschaft zu fördern.

Die Kommission sollte die Aufnahme einiger neuer Maßnahmen in die EU-2020-Strategie und die Strategie für nachhaltige Entwicklung anstreben. Bis 2011 sollte ein Rahmen festgelegt werden, in dem klare Vorschläge für international vergleichbare Maßnahmen für den Weltgipfel zur nachhaltigen Entwicklung ausgearbeitet werden können, den die Vereinten Natio​nen für 2012 einberufen werden.

Ansprechpartnerin: Annika Korzinek

(Tel.: 00 32 2 546 80 65 – E-Mail: annika.korzinek@eesc.europa.eu)

4. SOZIALPOLITIK

· Neue Trends bei der selbstständigen Erwerbstätigkeit: der Sonderfall der wirtschaftlich abhängigen selbstständigen Erwerbstätigkeit
Berichterstatter: José María ZUFIAUR NARVAIZA (Arbeitnehmer – ES)

Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 639/2010
Kernaussagen:

In der Stellungnahme werden folgende Empfehlungen ausgesprochen:

Es sollten Instrumente zur statistischen Erfassung der wirtschaftlich abhängigen Selbstständigen in der Europäischen Union entwickelt werden.

Es sollte die Erarbeitung von Studien gefördert werden, die eine genaue Bewertung der nationalen Erfahrungen mit dem Status wirtschaftlich abhängiger Selbstständiger ermöglichen.

Die Frage der wirtschaftlich abhängigen Selbstständigen sollte nach festzulegenden Modalitäten aus​drücklich in die "Integrierten Leitlinien für Wachstum und Beschäftigung" aufgenommen werden.

Die europäischen Sozialpartner sollten dazu ermuntert werden, die Frage wirtschaftlich abhängiger Selbstständiger in ihre Arbeitsprogramme aufzunehmen, und zwar sowohl auf branchenübergreifen​der als auch branchenspezifischer Ebene. Die gemeinsame Untersuchung der europäischen Sozial​partner vom Oktober 2007, illustriert tatsächlich die Bedeutung der Frage des Berufsstatus aus der Sicht der Akteure des europäischen sozialen Dialogs. In diesem Zusammenhang könnte geprüft wer​den, wie die Beziehungen zwischen den europäischen Sozialpartnern und den (insbesondere nationa​len) Organisationen, die die selbstständig Erwerbstätigen vertreten, ausgebaut werden können.

Gestützt insbesondere auf die im Zuge der Umsetzung der vorliegenden Empfehlungen gesammelten Informationen und Erkenntnisse könnten unter den Kriterien, die die verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union zur Definition des Begriffs "abhängig Beschäftigter" heranziehen, diejenigen herausgefiltert werden, die ihnen allen gemein sind. Dies wäre nicht nur im Hinblick auf eine ord​nungsgemäße Anwendung der im Bereich des Arbeitsrechts geltenden europäischen Richtlinien, son​dern auch im Hinblick auf eine bessere Erfassung des Anstiegs der grenzüberschreitenden Arbeitsmo​bilität in Europa nützlich. Außerdem ließen sich hierdurch die Informationen sammeln, die erforder​lich sind, um besser zu verstehen, was der Begriff "wirtschaftlich abhängiger Selbstständiger" abde​cken kann. Die Erwerbstätigkeit wirtschaftlich abhängiger Selbstständiger kann nämlich nur dann erfasst werden, wenn möglichst eindeutige und genaue Elemente einer Definition der abhängigen Beschäftigung vorliegen.

Ansprechpartner: Erik Madsen
(Tel.: 00 32 2 546 90 39 – E-Mail: erik.madsen@eesc.europa.eu)
· Bildung für Inklusion: Ein Instrument zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung
Berichterstatterin: María Candelas SÁNCHEZ MIGUEL (Arbeitnehmer - ES)

Referenz: Sondierungsstellungnahme - CESE 641/2010

Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt die Entscheidung, das Jahr 2010 der Intensivierung der Bemühungen um die Beseitigung von Ausgrenzung und Armut zu widmen, und unterstreicht die Bedeutung der allge​meinen und beruflichen Bildung als wirksamem Instrument zur Erreichung dieser Ziele.

Der EWSA empfiehlt, die EU und die Mitgliedstaaten ausgehend von dem Konzept der Bildung für Inklusion zu einer Überarbeitung der Bildungspolitik, ihrer Inhalte, Ansätze, Strukturen und Mittel​ausstattung anzuhalten. Für eine inklusive Bildung sprechen:

· bildungspolitische Gründe, weil sie ein hochwertiges Bildungssystem erfordert, das allen von der frühesten Kindheit an zugute kommt,

· sozialpolitische Gründe, weil die Bildung einen Mentalitätswandel bewirkt und zur Entstehung einer ausgrenzungs-, diskriminierungs- und vorurteilsfreien Gesellschaft beiträgt, und

· wirtschaftspolitische Gründe, weil sie angesichts der neuen wirtschaftlichen Herausforderungen und der neuen Anforderungen des Arbeitsmarktes zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit beiträgt.

In der EU wird seit vielen Jahren über die Anerkennung der Ergebnisse der nichtformalen Bildung diskutiert. Zwar haben diese Diskussionen noch zu keinen Konsensvereinbarungen auf EU-Ebene ge​führt, doch wird die nichtformale Bildung zunehmend dafür anerkannt, dass sie den Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtert. Nach Ansicht des EWSA ist es zweckmäßig, dass die EU den diesbezügli​chen Stand der Dinge im Lichte der Bildung für Inklusion untersucht; dementsprechend empfiehlt er,

· Informationen über die bestehenden institutionellen und technischen Vorkehrungen zu sammeln und die Entwicklung von Indikatoren vorzuschlagen, um die potentiellen Vorteile einer An​erkennung der nichtformalen Bildung abzuwägen;

· die Modelle zur Anerkennung der Ergebnisse der nichtformalen Bildung zu überarbeiten, um diejenigen zu ermitteln, die insbesondere für sozial ausgegrenzte Menschen ein Höchstmaß an Gleichberechtigung, Wirksamkeit und Nutzen bringen;

· den Austausch erfolgreicher Erfahrungen zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern;

· die Sozialpartner, betroffenen Organisationen der Zivilgesellschaft und Vertreter formaler und nichtformaler Bildungseinrichtungen in diesen Prozess einzubinden.

Der EWSA hat in früheren Stellungnahmen darauf hingewiesen, dass eine gute öffentliche Bildung für alle ein Instrument zur Förderung von Gleichheit und sozialer Inklusion ist.

Der EWSA empfiehlt schließlich, dass die künftigen Maßnahmen in Kohärenz mit den bereits festge​legten politischen Prioritäten zu verfolgen sind, als Triebfeder und Anreiz für anspruchsvollere und ehrgeizigere Verpflichtungen in diesem Bereich dienen und die unterschiedlichsten Einrichtungen und Akteure erreichen sollen.

Die Konferenz zum Thema "Bildung zur Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung", die der EWSA vom 20.-22. Mai 2010 in Florenz organisiert, fügt sich voll und ganz in diese Perspektive ein. Sie wird sich auf einen bereichsübergreifenden Ansatz stützen und eine große Zahl von Akteuren aus die​sem Bereich zusammenbringen.

Ansprechpartner: Erik Madsen 
(Tel.: 00 32 2 546 90 39 - E-Mail: erik.madsen@eesc.europa.eu)

5. ASYL UND EINWANDERUNG

· Mindestnormen/Anspruch von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen auf internationalen Schutz (Neufassung)

Berichterstatter: Cristian PÎRVULESCU (Verschiedene Interessen - RO)

Referenz: KOM(2009) 551 endg./2 - 2009/0164 (COD) - CESE 642/2010

Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt die Ziele, die die Kommission zur Verbesserung des gemeinsamen europäischen Asylsystems festgelegt hat. Er unterstreicht jedoch die Kluft zwischen den Zielsetzungen auf europäischer Ebene und den Methoden auf nationaler Ebene, die durch die Wirtschaftskrise und den damit verbundenen sozialen und politischen Folgen noch vergrößert werden könnte.

Der EWSA ist der Ansicht, dass die Überarbeitung der Richtlinie zur Schaffung einer besseren rechtlichen und institutionellen Grundlage beitragen kann, die ein höheres und kohärenteres Niveau der Unterstützung für Personen, die um internationalen Schutz ersuchen, ermöglichen wird.

Der EWSA gibt jedoch zu bedenken, dass auch in diesem europäischen Politikbereich das Risiko besteht, dass die angestrebten Werte durch zu viele Worte und Absichtserklärungen an Inhalt verlie​ren könnten. In der zweiten Phase der Umsetzung dieser Politik, in der das Mitentscheidungsverfahren zur Anwendung kommt, sollten deshalb die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, die den effektiven Zugang von Asylbewerbern zum Beschäftigungsmarkt und zu den Bildungsprogrammen ermöglichen.

Der EWSA weist darauf hin, dass die Rolle der Zivilgesellschaft im Allgemeinen und der auf dem Gebiet des Asyls und des Flüchtlingsschutzes tätigen Nichtregierungsorganisationen im Besonderen grundsätzlich anerkannt werden sollte, und fordert, ihnen den uneingeschränkten Zugang zu sämt​lichen Verfahren und Örtlichkeiten, die im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit stehen, zu gewähren. Er betont allerdings, dass die Organisationen nicht die Funktionen und Zuständigkeiten der Regierun​gen in diesem Bereich übernehmen können.

Der EWSA beobachtet mit Besorgnis, dass die einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen Methoden zur Abschiebung von Personen, die möglicherweise des internationalen Schutzes bedürfen, nicht der​art transparent sind, dass sie aus Sicht der eigenen Bürger und der internationalen Gemeinschaft gerechtfertigt erscheinen.

Der EWSA vertritt die Auffassung, dass die durch die Wirtschaftskrise bedingten Haushaltsbe​schränkungen den internationalen Schutz weder qualitativ noch quantitativ beeinträchtigen dürfen.

Der EWSA unterstützt das Ziel der inhaltlichen Verbesserung des internationalen Schutzes durch die Anerkennung der Qualifikationen und die Erleichterung des Zugangs zu Berufsbildung und Beschäf​tigung sowie Integrationsangeboten und Wohnraum.

Ansprechpartner: 
Pierluigi Brombo 
(Tel.: 00 32 2 546 97 18 – E-Mail: pierluigi.brombo@eesc.europa.eu)
· Mindestnormen/Verfahren zur Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzstatus (Neufassung)

Berichterstatter: Antonello PEZZINI (Arbeitgeber - IT)

Referenz: KOM(2009) 554 endg. - 2009/0165 (COD) - CESE 643/2010

Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt und unterstützt die Arbeit der Kommission zur Anpassung der Asylverfahrens​richtlinie an die im Grünbuch
 und im Aktionsplan
 vorgebrachten Empfehlungen.
Der EWSA ist der Auffassung, dass gemeinsam mit den Mitgliedstaaten und Drittstaaten durch kul​turelle, rechtliche, administrative und kooperative Prozesse ein "Europa des Asyls" innerhalb des "sozialen Europas" geschaffen werden sollte.
Im Falle der Beantragung von Asyl erscheint es wesentlich, dass sich Antragsteller in ihrer Mutter​sprache ausdrücken können und ihnen zu jedem Zeitpunkt kostenloser Rechtsbeistand gewährt wird.
Ein Bescheid über die Ablehnung eines Antrags auf internationalen Schutz muss klar begründet sein und Informationen über Einspruchsmöglichkeiten (insbesondere Verfahren und Fristen) beinhalten. Eine Ausweisungsanordnung ist so lange auszusetzen, bis über einen etwaigen Einspruch befunden wurde.
Der EWSA ist der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten alles dafür tun sollten (auch mittels Aus​tausch einschlägiger Erfahrungen), um Asylbewerbern die Möglichkeit zu geben, in einem angemes​senen sozialen Umfeld einer Beschäftigung nachzugehen, sich weiterzubilden oder an kulturellen Angeboten teilzuhaben.
Der EWSA unterstreicht, dass am Grundsatz der Nichtzurückweisung festgehalten werden muss und erwogen werden sollte, den Kreis der Personen, die internationalen Schutz benötigen, auf verfolgte Frauen, schutzbedürftige Personen und Umweltflüchtlinge auszuweiten. In den Mitgliedstaaten sollte nach Ansicht des EWSA an das Gefühl der gemeinsamen Verantwortung appelliert werden.

Ansprechpartner: Pierluigi Brombo 
(Tel.: 00 32 2 546 97 18 – E-Mail: pierluigi.brombo@eesc.europa.eu)
6. VERKEHR

· Die europäischen Werften in der aktuellen Krise

Berichterstatter: Marian KRZAKLEWSKI (Arbeitnehmer – PL)

Ko-Berichterstatter: Enrique CALVET CHAMBON (Kat. 1 – ES)

Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 644/2010

Kernaussagen:

Der EWSA stellt mit großer Besorgnis fest, dass die Schiffbaubranche in der EU eine tiefe Krise durchmacht, die durch eine schlechte Auftragslage, große Probleme bei der Finanzierung bereits vorliegender Aufträge, Überkapazitäten und den unwiderruflichen Verlust von Arbeitsplätzen gekenn​zeichnet ist. In dieser kritischen Situation ist eine gemeinsame europäische Strategie für die Zukunft des Schiffbaus in der EU sowie eine Koordination der Maßnahmen der Mitgliedstaaten notwendig. Die ersten Elemente dieser Strategie, die spätestens bis Mitte 2010 festzulegen und umzusetzen sind, sollten die Ankurbelung der Nachfrage, die Finanzierung, die Gewährleistung beschäftigungsrelevan​ter finanzieller Mittel und die Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen zum Ziel haben.

In Ermangelung eines internationalen Abkommens auf OECD-Ebene muss die EU unmittelbare und entschiedene Maßnahmen ergreifen, um den europäischen Schiffbau gegen unlauteren Wettbewerb zu schützen.

Der Ausschuss fordert den Rat, die Kommission und das Parlament auf, die Erhaltung der notwen​digen kritischen Masse in den Bereich Schiffbau und Schiffsreparatur in Europa als strategisches und prioritäres Ziel der EU anzuerkennen. Die Mitgliedstaaten müssen im Hinblick auf gemeinsame Maß​nahmen auf europäischer Ebene gemeinsame Anstrengungen unternehmen, um diesem Industriezweig durch kurzfristigen Einsatz von Soforthilfen, die den Besonderheiten der Branche Rechnung tragen, ein Überstehen der Krise zu ermöglichen.

Die EU sollte sich auch mit dem Problem der dauerhaften Finanzierung der Schiffbauindustrie befas​sen. Zusammen mit der EIB sollte ein europäisches Instrument zur Werftenfinanzierung geschaffen werden. Die Branche selbst, die politischen Entscheidungsträger und die EIB müssen prüfen, inwie​fern dem Schiffbau EIB-Mittel für die Förderung "grüner" Technologien und sauberer Verkehrsmittel zur Verfügung gestellt werden können.

Hinsichtlich der Beschäftigungspolitik in der Branche muss die Politik für Krisenzeiten in der Bran​che einen gemeinsamen europäischen Rahmen für Kurzarbeit schaffen, damit in Europa gleiche Spiel​regeln und ein für alle gleicher Beschäftigungsschutz sichergestellt sind.

Ansprechpartnerin: Aleksandra Wieczorek

(Tel.: 00 32 2 546 93 89 - E-Mail: aleksandra.wieczorek@eesc.europa.eu)

· Afrika und Europa verbinden/Zusammenarbeit im Verkehrsbereich

Berichterstatter: Jan SIMONS (Arbeitgeber - NL)
Referenz: KOM(2009) 301 endg. - CESE 650/2010

Kernaussagen:
In seiner Stellungnahme verweist der EWSA auf die Notwendigkeit, die Zusammenarbeit zwischen der EU und Afrika im Rahmen einer Partnerschaft zu fördern, in der alle Parteien gleiche Rechte und gleiche Pflichten haben.

Die Verfügbarkeit entsprechender Infrastruktur und Verkehrssysteme ist eine Voraussetzung für wirt​schaftliche und soziale regionale Integration und damit für Arbeitsplätze und den Zugang zu Gesund​heitsversorgung und Bildung.

Der EWSA befürwortet die Aufstellung eines EU/Afrika-Aktionsplans und empfiehlt hinsichtlich dessen Umsetzung, einen mit Vertretern beider Seiten besetzten Ausschuss einzurichten. In Bezug auf diesen Aktionsplan empfiehlt der EWSA, die Bekämpfung von Korruption und Piraterie in Afrika vorrangig zu behandeln und außerdem die an der Umsetzung des Cotonou-Abkommens beteiligten Sozial- und Wirtschaftspartner sowie den Wirtschafts-, Sozial- und Kulturrat der Afrikanischen Union einzubeziehen.

Eine Voraussetzung für die Gewährung von EU-Mitteln muss sein, dass ortsansässige und offiziell registrierte Arbeitnehmer aus der Afrikanischen Union von der Durchführung des Aktionsplans etwas haben.

Hierbei ist den Grundsätzen der Interoperabilität und der Ko-Modalität zu entsprechen. Die sozialen, ökologischen und sicherheitsrelevanten Gesichtspunkte bedürfen besonderer Aufmerksamkeit.

Der Bau bzw. die Ausweitung einer funktionierenden Straßeninfrastruktur sollte bewirken, dass die Tendenz zur Verstädterung auf dynamische Weise eingedämmt wird.

Beim Einsatz der Mittel ist für eine gute Rückverfolgbarkeit und Kontrolle zu sorgen.

Angesichts der chinesischen Aktivität in Afrika sollte nach Auffassung des EWSA eine trilaterale Zusammenarbeit zwischen der EU, China und Afrika angestrebt werden, die auf der Voraussetzung basiert, dass jede Art von Arbeit oder Ausschreibung der Beschäftigung in Afrika zugute kommt.

Ansprechpartner: Sébastien Occhipenti

(Tel.: 00 32 2 546 84 24 – E-Mail: sebastien.occhipenti@eesc.europa.eu)

7. REGIONALPOLITIK

· EU-Beiträge zum IFI

Hauptberichterstatter: Michael SMYTH (Verschiedene Interessen – UK)


Referenz: KOM(2010) 12 endg. – 2010/0004 (COD) – CESE 638/2010
Kernaussagen:
Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass im Einklang mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 3. September 2009 in der Rechtssache C-166/07 nun die Artikel 175 und 352 Absatz 1 des AEUV als Rechtsgrundlage für den "Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Finanzbeiträge der Europäischen Union zum Internationalen Fonds für Irland (2007-2010)" ge​wählt wurden, wodurch das EP diesbezüglich mitgesetzgeberische Befugnisse erhält.
Der EWSA befürwortet diesen Vorschlag.

Ansprechpartner: Marco Thyssen
(Tel.: 00 32 2 546 84 11 – E-Mail: marco.thyssen@eesc.europa.eu)
8. AUSSENBEZIEHUNGEN

· Die Rolle der Zivilgesellschaft in den Beziehungen EU/Montenegro

Berichterstatterin: Vladimíra DRBALOVÁ (Arbeitgeber - CZ)

Referenz: Sondierungsstellungnahme - CESE 651/2010

Kernaussagen:
Der EWSA ruft die montenegrinische Regierung auf, weiterführende Konsultationen zu EU-Angele​genheiten mit Organisationen der Zivilgesellschaft einzuleiten, und empfiehlt konkret:

· Transparenz: Das Verfahren zur Berufung von NGO-Vertretern in den Nationalen parlamen​tarischen Rat für EU-Integration sollte auf klare, nachvollziehbare Kriterien auf der Grundlage der Kompetenz der Kandidaten gestützt sein.

Dieselbe Empfehlung gilt für den zu gründenden Staatlichen Rat für die Zusammenarbeit mit NGO, wobei die Vertreter der NGO nicht von der Regierung berufen werden sollten; die Rolle der Regierung sollte sich auf die Überprüfung der Auswahlkriterien beschränken.

· Steuerpolitik: Die Steuervorschriften für NGO sollten klar geregelt sein.

· Konsultation: Organisationen der Zivilgesellschaft sollten wirksamer in öffentliche Diskussio​nen über Gesetzesvorlagen eingebunden werden, damit sie zur schrittweisen Anpassung der montenegrinischen Gesetzgebung an EU-Standards und bewährte Praktiken beitragen. Der Sozialrat sollte effektiver zur Konsultierung und Information der Sozialpartner in der gesamten Bandbreite der relevanten wirtschaftlichen und sozialen Belange genutzt werden.

· Repräsentativität der Gewerkschaften: Mit dem geplanten Gesetz muss eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, die nachvollziehbare und nicht diskriminierende Kriterien der Repräsen​tativität gewerkschaftlicher Organisationen definiert, um die Voraussetzungen für ein Mehr​gewerkschaftensystem in Montenegro zu schaffen.

Der EWSA empfiehlt der Europäischen Kommission außerdem:

· Die Kommission sollte neue Indikatoren für die Überwachung verwenden - einen für die Ent​wicklung der Zivilgesellschaft und einen zweiten für den sozialen Dialog -, um dafür zu sorgen, dass die Zivilgesellschaft besser und effizienter in den Heranführungsprozess einbezogen wird.

· Sie sollte ihre Unterstützung für zivilgesellschaftliche Partnerschaften und für die Entwicklung von Fertigkeiten und Kenntnissen verstärken und zivilgesellschaftlichen Organisationen einen höheren Stellenwert in der IPA-Programmplanung einräumen.

Sobald Montenegro der Status eines Kandidatenlandes zuerkannt wird, wird der EWSA mit der Hilfe der anderen EU-Institutionen einen Gemischten Beratenden Ausschuss der Zivilgesellschaft EU/Montenegro gründen, um die Fortschritte Montenegros auf dem Weg zum EU-Beitritt zu beobachten und zu erleichtern.

Ansprechpartner: Aurélien Juliard
(Tel.: 00 32 2 546 99 69 - E-Mail: aurelien.juliard@eesc.europa.eu)
9. FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG

· Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee
Hauptberichterstatter: Daniel RETUREAU (Arbeitnehmer - FR)

Referenz: KOM(2009) 610 endg. - 2009/0169 (COD) - CESE 637/2010

Ansprechpartnerin:
Magdaléna Carabin Belorova

(Tel.: 00 32 2 546 83 03 - E-Mail: magdalena.carabinbelarova@eesc.europa.eu)

10. FINANZSYSTEM UND REGULIERUNG

· Verwalter alternativer Investmentfonds
Berichterstatter: Angelo GRASSO (Verschiedene Interessen - IT)

Referenz: KOM(2009) 207 endg. - 2009/0064 (COD) - CESE 631/2010

Kernaussagen:
Während der EWSA den Richtlinienvorschlag im Allgemeinen begrüßt,

· betont er, dass die alternativen Investmentfonds (AIF) nicht der Sektor waren, von dem die größten Risiken für die Stabilität des Finanzsystems ausgingen, obwohl einige Arten von AIF sicherlich zur Verstärkung der Hebelfinanzierung und Risikoanfälligkeit des Finanzsystems beigetragen haben;

· ist er der Auffassung, dass es einer eindeutigen und wirksamen Regulierung der Verwalter von AIF und auch der AIF-Produkte bedarf;

· ist er der Ansicht, dass eine Untergrenze für die Ausnahme von der Regulierung wenig Sinn ergibt. Alle Verwalter alternativer Investmentfonds sollten registriert werden, wobei die Art der zu übermittelnden Informationen und die einzuhaltenden Regeln in Relation zur Größe ihres Vermögens und zu den Risiken stehen sollten;

· unterstützt er die Begrenzung der Hebelfinanzierung ("leverage cap"), wobei durch eine solche Maßnahme prozyklische Effekte vermieden werden sollten;

· hofft er, dass die Initiative von EU-Kommissar Barnier zur Einführung eines einheitlichen europäischen "Passes", der auch für Fondsmanager mit Sitz außerhalb der EU gilt, eine Lösung für den wesentlichen strittigen Punkt bezüglich der Offshorefonds sein kann.

Ansprechpartnerin: Roxana Maliti

(Tel.: 00 32 2 546 87 49 – E-Mail: roxana.maliti@eesc.europa.eu)

· Zugang zu Krediten: missbräuchliche Praktiken
Berichterstatter: Mario CAMPLI (Verschiedene Interessen - IT)

Referenz: Initiativstellungnahme - CESE 633/2010

Kernaussagen:
Nach Auffassung des EWSA ist die Schaffung eines einheitlichen, transparenten und umfassenden Rechtsrahmens für den Zugang zu Krediten von entscheidender Bedeutung. Er fordert die Euro​päische Kommission auf, zu untersuchen, wie die Lücken des derzeitigen Rechtsrahmens am besten geschlossen werden können.

In seiner Stellungnahme unterbreitet der EWSA insbesondere folgende Empfehlungen und Vor​schläge:

· Einrichtung einer Aufsichtsbehörde für unlautere Geschäftspraktiken,

· Ausweitung des europäischen Schnellwarnsystems (RAPEX) auf die Vermarktung von toxi​schen Finanz- und Kreditprodukten in Europa,

· Festlegung einer speziellen Regelung für die verschiedenen Kategorien von Kreditvermittlern,

· Festlegung der Anforderungen für die Registrierung der Finanz- und Kreditintermediäre in ei​nem Netzwerk nationaler Register,

· Einführung einer angemessenen Palette von "zertifizierten" oder "standardisierten" Kredit​produkten auf dem europäischen Markt,

· Einführung gemeinsamer europäischer Verfahren und Regelungen in Bezug auf Kreditinter​mediäre, Überschuldung und die Bekämpfung von Wucher,

· strenge Regeln für die Ausgabe von Kreditkarten, um räuberische und zu Überschuldung ani​mierende Praktiken zu unterbinden,

· Förderung und Unterstützung zivilgesellschaftlicher Initiativen im Bereich transparente und verständliche Information.

Ansprechpartner: Luís Lobo

(Tel.: 00 32 2 546 97 17 - E-Mail: luis.lobo@eesc.europa.eu)

11. EUROPÄISCHE INTEGRATION

· Satzung der Europäischen Stiftung
Berichterstatterin: Mall HELLAM (Verschiedene Interessen - EE)

Referenz: Initiativstellungnahme - CESE 634/2010

Kernaussagen:
In der Initiativstellungnahme werden Überlegungen und Vorschläge zur Erarbeitung einer Satzung der Europäischen Stiftung unterbreitet. Außerdem werden Leitlinien vorgeschlagen, an denen sich eine solche Satzung orientieren könnte.

Eine solche Satzung der Europäischen Stiftung sollte das kosteneffizienteste Mittel zur Bewältigung grenzüberschreitender Hindernisse und damit zur Förderung europaweiter Stiftungsaktivitäten sein.

Vor diesem Hintergrund fordert der EWSA die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Verord​nung über die Satzung der Europäischen Stiftung auszuarbeiten. Eine derartige Satzung ist ein we​sentlicher Beitrag dazu, die Bürger in den Mittelpunkt des Binnenmarktes zu rücken und Europa bür​gernäher zu machen. Sie kann als neuer Mechanismus dienen, um das europäische Gemeinwohl zu fördern und Bürgeraktivitäten zu unterstützen. Ebenso könnten durch die Stiftungsatzung in vielen Bereichen wichtige sozioökonomische Probleme und dringende Fragen Europas angegangen werden.

Eine effiziente und attraktive Satzung muss im Bezug auf Gründung, Tätigkeiten und Aufsicht klare und ausführliche Regeln enthalten und eine wirkliche europäische Dimension erreichen. Sie bietet ein effizientes Managementinstrument für gemeinnützige Zwecke und ein anerkanntes europäisches Qua​litätszeichen und erleichtert damit grenzüberschreitende Tätigkeiten, Spenden und Kooperationen.

Ansprechpartner: Luís Lobo

(Tel.: 00 32 2 546 97 17 - E-Mail: luis.lobo@eesc.europa.eu)

12. RECHT DER EUROPÄISCHEN UNION

· Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts (2007)
Berichterstatter: Christoph LECHNER (Arbeitnehmer - AT)

Referenz: KOM(2008) 777 endg. - CESE 632/2010

Ansprechpartnerin: Claudia Drewes-Wran

(Tel.: 00 32 2 546 80 67 - E-Mail: claudia.drewes-wran@eesc.europa.eu)

· Rechte des geistigen Eigentums im Binnenmarkt
Berichterstatter: Daniel RETUREAU (Arbeitnehmer – FR)

Referenz: KOM(2009) 467 endg. – CESE 636/2010

Kernaussagen:
Der EWSA

· kann den Vorschlägen der Kommission zustimmen, vorbehaltlich seiner Kritik an der mangeln​den Transparenz beim ACTA-Abkommen (Anti-counterfeiting trade agreement);
· bedauert, dass die "Internetverträge" der Weltorganisation für Geistiges Eigentum (WIPO), d.h. des Vertrags der WIPO über die Urheberrechte (WCT) und des Vertrags der WIPO über Dar​bietungen und Tonträger (WPPT), von der Kommission nicht berücksichtigt werden konnten;

· sieht nicht die Notwendigkeit einer gesonderten, in das Privatleben eingreifenden Regelung zur Wahrnehmung der Urheberrechte im Internet. Er empfiehlt vielmehr aktive Aus- und Fortbil​dungsmaßnahmen für Verbraucher, insbesondere Jugendliche;

· befürwortet den Vorschlag zur Einrichtung einer Beobachtungsstelle für Marken- und Produkt​piraterie sowie eines Netzes für den schnellen Informationsaustausch;

· hält eine Harmonisierung des europäischen Strafrechts für unerlässlich, sofern der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zwischen Straftat und Strafmaß, auch im Falle illegaler Kopien im Internet, eingehalten wird;

· spricht sich insbesondere bei verwaisten Werken für ein harmonisiertes System zur Eintragung des Urheberrechts und verwandter Rechte aus.

Ansprechpartnerin: Amelia Munoz Cabezon

(Tel.: 00 32 2 546 83 73 – E-Mail: amelia.munozcabezon@eesc.europa.eu)

13. GESUNDHEIT UND VERBRAUCHERSCHUTZ

· Gemeinschaftlicher Besitzstand im Verbraucherschutz
Berichterstatter: Jorge PEGADO LIZ (Verschiedene Interessen - PT)

Referenz: KOM(2009) 330 endg. - CESE 635/2010

Ansprechpartner: Luís Lobo

(Tel.: 00 32 2 546 97 17 – E-Mail: luis.lobo@eesc.europa.eu)

· Solidarität im Gesundheitswesen: Abbau gesundheitlicher Ungleichheit in der EU
Berichterstatterin: Ágnes CSER (Arbeitnehmer - HU)

Mitberichterstatterin: Renate HEINISCH (Verschiedene Interessen - DE)

Referenz: KOM(2009) 567 endg. - CESE 640/2010

Kernaussagen:

Das Prinzip, Gesundheitsfragen in alle Politikbereiche einzubeziehen, sollte in der gesamten EU-Politik angewandt werden. Die Kommission sollte ihre Maßnahmen dahingehend evaluieren und überprüfen, ob alle Politikbereiche einen Beitrag zur Erreichung eines hohen Gesundheitsschutz​niveaus und zur Verringerung von Ungleichheiten in der Gesundheit leisten.

Auch der EWSA hält es für wichtig, dass sich die Mitgliedstaaten und die Kommission innerhalb ei​nes angemessenen Zeitrahmens auf vergleichbare Indikatoren und messbare Ziele einigen, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, neue Indikatoren zur Überwachung gesundheitlicher Ungleichheit und ein Verfahren zur Prüfung der Gesundheitssituation in den Mitgliedstaaten zu ent​wickeln.

Der EWSA fordert alle Mitgliedstaaten auf, sich an den Plänen der Kommission zur Verbesserung der Daten- und Wissensbasis sowie der Mechanismen zur Messung, Überwachung und Berichterstattung über gesundheitliche Ungleichheit zu beteiligen.

Die Schaffung eines allgemeinen Modells für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung, das sowohl zu mehr Wirtschaftswachstum und sozialer Gerechtigkeit als auch zu mehr Solidarität, Zusammenhalt und Gesundheit führt, sollte in der Strategie Europa 2020 als Priorität behandelt werden.

Der Ausschuss plädiert dafür, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um alle sozialen Ungleichheiten zu bekämpfen, insbesondere in den Bereichen Bildung, Städteplanung und Kaufkraft.

Die Bekämpfung von gesundheitlichen Ungleichheiten in ländlichen Gebieten, besonders vor dem Hintergrund der Herausforderungen der demografischen Veränderungen, muss verstärkt werden.

Die Kommission sollte den Einfluss bestehender europäischer Plattformen und Foren (zu Themen wie Ernährung, Alkohol u.a.) auf schutzbedürftige Gruppen bewerten.

Der Ausschuss fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die zahlreichen Empfehlungen in Betracht zu ziehen, die der EWSA bereits in vergangenen Stellungnahmen zu gesundheitsbezogen und sozialen Fragen unterbreitet hat.

Ansprechpartnerin: Ewa Kaniewska

(Tel.: 00 32 2 546 81 17 - E-Mail: ewa.kaniewska@eesc.europa.eu)
_____________
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